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II Z R  84/13
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22. X. 14 
V III Z R  195/13

a) D urch die Satzung kann ein H auptversam m lungsort im 
Ausland bestim m t werden.
b) Die vom Satzungssitz oder -  bei börsennotierten  Gesell­
schaften -  von einem deutschen Börsensitz abweichende Be­
stim m ung eines Versam m lungsorts in der Satzung muss eine 
sachgerechte, am Teilnahmeinteresse der A ktionäre ausgerich­
tete Vorgabe enthalten, die das Erm essen des E inberufungs­
berechtigten bindet. Eine Satzungsbestim m ung, die dem E in­
berufungsberechtigten die Auswahl unter einer großen Zahl 
geographisch weit auseinanderliegender O rte  überlässt, w ird 
diesen Vorgaben nicht gerecht.......................................................... 68
a) D ie formelle Legitim ation einer auf eine M ehrheitsklausel 
im Gesellschaftsvcrtrag einer Personengesellschaft gestützten 
M ehrheitsentscheidung ist auch bei einem Beschluss, m it dem 
die nach dem Gesellschaftsvertrag vorgesehene Einwilligung 
der Gesellschafterversamm lung zur A btretung eines Gesell­
schaftsanteils erklärt w ird, bereits dann gegeben, w enn die 
A uslegung des Gesellschaftsvertrags nach allgemeinen Aus- 
legungsgrundsätzen ergibt, dass dieser Beschlussgegenstand 
einer M ehrheitsentscheidung unterw orfen  sein soll.
b) D em  früheren Bestim m theitsgrundsatz kom m t für die
formelle Legitim ation einer M ehrheitsentscheidung keine 
Bedeutung mehr zu. E r ist bei der A uslegung auch nicht in 
Gestalt einer Auslegungsregel des Inhalts zu berücksichtigen, 
dass eine allgemeine M ehrheitsklausel restriktiv auszulegen 
ist oder sie jedenfalls dann, w enn sie außerhalb eines konkre­
ten Anlasses vereinbart w urde, Beschlussgegenstände, die die 
Grundlagen der Gesellschaft betreffen oder ungewöhnliche 
Geschäfte beinhalten, regelmäßig nicht erfasst...........................  77
a) § 24 LFG B ist eine A usnahm eregelung, die auf der G ru n d ­
lage von § 276 Abs. 1 Satz 1 BGB abweichend vom  Verschul- 
denserfordernis als Regelform  des V ertretenm üssens eine 
strengere H aftung bestimm t.
b) Danach haftet der Verkäufer von Futterm itteln , sofern er 
keine Angaben über die Beschaffenheit des Futters gem acht 
hat und dieses nicht der handelsüblichen Reinheit und U nver­
dorbenheit entspricht, dem  Käufer gemäß § 280 Abs. 1 BGB,
§ 24 LFGB verschuldensunabhängig auf Schadensersatz.
c) Im  H inblick  auf den A usnahm echarakter des § 24 LFGB 
erstreckt sich die verschuldensunabhängige H aftung  des F u t­
term ittelverkäufers nicht auf Fälle, in denen lediglich der Ver­
dacht besteht, dass das gelieferte Futterm ittel nicht der han­
delsüblichen Reinheit und U nverdorbenheit entspricht.
d) D er auf konkreten Tatsachen beruhende, nicht auszu­
räum ende Verdacht einer erheblichen K ontam ination des 
gelieferten Futterm ittels, welches zur V erfütterung an der 
Lebensm ittelgew innung dienende Tiere bestim m t ist, ist als 
Sachmangel im Sinne des § 434 Abs. 1 Satz 2 N r. 2 BGB anzu­
sehen. Insow eit kom m t eine V erschuldenshaftung des Verkäu­
fers nach § 437 N r. 3, § 280 Abs. 1 BGB in B etracht............... . 98
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D ie kenntnisabhängige Verjährungsfrist des § 199 Abs. 1 BGB 
begann für Rückforderungsansprüche wegen unw irksam  for­
mularmäßig vereinbarter Bearbeitungsentgelte in V erbraucher­
darlehensverträgen nach § 488 BGB erst m it dem  Schluss des 
Jahres 2011 zu laufen. Z uvor w ar einzelnen D arlehensnehm ern 
die Erhebung einer R ückforderungsklage nicht zu m u tb a r..... 115


